
Einladung
zur ordentlichen Hauptversammlung 2025 

der Scherzer & Co. Aktiengesellschaft, Köln 

ISIN DE 000 694 280 8 (WKN 694 280)

Wir laden unsere Aktionäre zur ordentlichen Hauptversammlung am  

Montag, den 26. Mai 2025, um 11:00 Uhr Mitteleuropäische Sommerzeit (MESZ) 

im Lindner Hotel City Plaza, Magnusstraße 20, 50672 Köln ein.





Tagesordnung

1.	� Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses 
und des Lageberichts für das Geschäfts­
jahr 2024 sowie des Berichts des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten 

Jahresabschluss nach den §§ 171, 172 Aktiengesetz (AktG) 

gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit gemäß § 172 AktG 

festgestellt. Zu diesem Tagesordnungspunkt ist daher kein 

Beschluss zu fassen.

2.	� Beschlussfassung über die Entlastung des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2024

	� Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitgliedern 

des Vorstands für das Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu 

erteilen. 

3.	� Beschlussfassung über die Entlastung des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitgliedern 

des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu 

erteilen.

4. �Wahl des Abschlussprüfers für das 
Geschäftsjahr 2025

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Fabig Formhals 

Lehmkühler GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft, 51688 Wipperfürth, zum 

Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2025 zu bestellen.

5.	� Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds 

In der Hauptversammlung am 26. Mai 2025 ist ein Auf­

sichtsratsmitglied zu wählen. Der Aufsichtsrat setzt sich 

nach §§ 95, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG und § 10 Abs. 1 

der Satzung ausschließlich aus Vertretern der Aktionäre 

zusammen und besteht aus vier Mitgliedern. Die Mitglieder 

des Aufsichtsrats sind durch die Hauptversammlung zu 

wählen. Die Hauptversammlung ist dabei an Wahlvor­

schläge nicht gebunden. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, mit Wirkung ab Beendigung 

der ordentlichen Hauptversammlung 2025 folgende Person 

zum Mitglied des Aufsichtsrats zu wählen:

 	 Joachim Schmitt, Mainz, Investor

	 �Herr Joachim Schmitt ist Vorsitzender des Aufsichtsrats  

der Solventis AG, Mainz.

Die Wahl erfolgt für die Dauer von drei Jahren, so dass 

die Amtszeit mit dem Schluss der dritten auf die Wahl fol­

genden ordentlichen Hauptversammlung endet.

6.	� Beschlussfassung über die Ermächtigung 
zum Erwerb und zur Veräußerung eigener 
Aktien nebst Ermächtigung zum teilweisen 
Ausschluss des Andienungsrechts beim 
Erwerb und Ausschluss des Bezugsrechts 
bei Veräußerung erworbener eigener 
Aktien, einschließlich der Ermächtigung 
zur Einziehung erworbener eigener Aktien 
und Kapitalherabsetzung

In der Hauptversammlung vom 27. Mai 2021 wurde 

die Gesellschaft unter den dort unter Tagesordnungs­

punkt 6 genannten Voraussetzungen ermächtigt, bis zum 

26. Mai 2026 eigene Aktien zu erwerben und zu verwen­

den (§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG). Diese Ermächtigung wurde 



weitestgehend ausgeschöpft. Um auch zukünftig wieder 

volle Flexibilität im Hinblick auf den Erwerb und die Ver­

wendung eigener Aktien zu haben, soll die Gesellschaft 

erneut zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 

gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermächtigt werden. Die Lauf­

zeit soll erneut fünf Jahre betragen. 

Vor diesem Hintergrund schlagen Vorstand und 

Aufsichtsrat vor, Folgendes zu beschließen:

a)	� Aufhebung der bestehenden Ermächtigung  

gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG

Die in der Hauptversammlung vom 27. Mai 2021 gemäß 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG beschlossene Ermächtigung zum 

Erwerb eigener Aktien wird aufgehoben. 

b) 	� Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb eigener 

Aktien gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG nebst Ermächtigung 

zum teilweisen Ausschluss des Andienungsrechts beim 

Erwerb und Ausschluss des Bezugsrechts bei Veräu-

ßerung erworbener eigener Aktien, einschließlich der 

Ermächtigung zur Einziehung erworbener eigener Aktien 

und Kapitalherabsetzung

aa)	� Die Gesellschaft wird gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 

ermächtigt, bis zum 25. Mai 2030 eigene Aktien bis zu 

insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 

oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt 

der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundka­

pitals der Gesellschaft zu erwerben. Dabei dürfen auf die 

aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien zusam­

men mit anderen Aktien der Gesellschaft, die die Gesell­

schaft bereits erworben hat und noch besitzt oder ihr gem. 

§§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 

mehr als 10 % des jeweiligen Grundkapitals entfallen. Die 

Ermächtigung darf nicht zum Zweck des Handels in eige­

nen Aktien ausgenutzt werden.

bb)	�Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal 

oder mehrmals ausgeübt werden. Der Erwerb erfolgt über 

die Börse oder nach Wahl des Vorstands mittels eines 

öffentlichen Erwerbsangebots oder mittels einer öffentli­

chen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 

durch die Aktionäre („öffentliches Angebot“). Soweit der 

Erwerb über die Börse erfolgt, darf der von der Gesell­

schaft gezahlte Erwerbspreis je Aktie (ohne Erwerbs­

nebenkosten) den volumengewichteten durchschnittlichen 

Börsenpreis einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel 

(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an den 

letzten drei Börsenhandelstagen an der Frankfurter 

Wertpapierbörse vor dem Erwerb oder – falls dieser Zeit­

punkt früher liegt – zum Zeitpunkt der Eingehung einer 

Verpflichtung zum Erwerb um nicht mehr als 10 % über- 

oder unterschreiten.

cc)	� Soweit der Erwerb mittels eines an alle Aktionäre gerich­

teten Kaufangebots erfolgt, darf der von der Gesellschaft 

gezahlte Erwerbspreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 

den volumengewichteten durchschnittlichen Börsenpreis 

einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem 

vergleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten drei 

Börsenhandelstagen an der Frankfurter Wertpapierbörse 

vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots um nicht 

mehr als 20 % über- oder unterschreiten. Ergibt sich nach 

der Veröffentlichung des Angebots eine erhebliche Kurs­

abweichung, kann das Angebot angepasst werden; der 

maßgebliche Referenzzeitraum umfasst in diesem Fall die 

drei Börsenhandelstage vor dem Tag der Veröffentlichung 

der Anpassung. Das Volumen des öffentlichen Angebots 

kann begrenzt werden. Sofern die Zeichnung des öffent­

lichen Angebots dieses Volumen überschreitet, muss die 

Annahme im Verhältnis der jeweils angebotenen Aktien 

erfolgen (Andienungsquoten). Zur Vermeidung rechne­

rischer Bruchteile von Aktien kann dabei eine Rundung 

nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden; 

ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht der Akti­



onäre ist dann also insoweit ausgeschlossen. Eine bevor­

rechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück 

zum Erwerb angebotener Aktien je Aktionär der Gesell­

schaft kann vorgesehen werden.

dd)	�Der Vorstand wird ermächtigt, außer einer Veräußerung 

über die Börse mit Zustimmung des Aufsichtsrats Aktien 

der Gesellschaft, die aufgrund dieser Ermächtigung erwor­

ben werden, an Dritte gegen Sachleistung zu veräußern, 

insbesondere im Zusammenhang mit Unternehmenszu­

sammenschlüssen und beim Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder Beteiligungen daran. Das 

Bezugsrecht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird 

insoweit ausgeschlossen. 

ee)	� Der Vorstand wird ermächtigt, die erworbenen eigenen 

Aktien auch in anderer Weise als über die Börse oder 

durch ein Angebot an alle Aktionäre zu veräußern, sofern 

die Veräußerung gegen Barzahlung und zu einem Preis 

erfolgt, der den Börsenpreis der bereits börsengelisteten 

Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt 

der Veräußerung nicht wesentlich im Sinne des § 186 

Abs. 3 S. 4 AktG unterschreitet. Dabei ist das Bezugsrecht 

der Aktionäre ausgeschlossen. Diese Ermächtigung ist 

beschränkt auf die Veräußerung von Aktien, die insgesamt 

einen anteiligen Betrag von 10 % des Grundkapitals nicht 

übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschluss­

fassung noch - falls dieser Wert geringer ist - im Zeitpunkt 

der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf die 10 %-Begren­

zung sind Aktien anzurechnen, (i) die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung in unmittelbarer oder entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Bezugs­

rechtsausschluss ausgegeben oder veräußert werden oder 

(ii) die zur Bedienung von während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entspre­

chend § 186 Abs. 3 S. 4 AktG begebenen Rechten, die 

zum Bezug von Aktien berechtigen oder verpflichten, aus­

gegeben werden oder auszugeben sind.

ff)	� Die Aktien der Gesellschaft können mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats zur Lieferung von Aktien an die Inhaber von 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options­

rechten bzw. -pflichten gemäß den Wandel- oder Opti­

onsanleihebedingungen verwendet werden, die von der 

Gesellschaft bzw. einer Konzerngesellschaft ausgegeben 

werden. Sie können zudem im Fall einer Veräußerung 

eigener Aktien durch Angebot an alle Aktionäre mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats den Inhabern von Schuldver­

schreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 

-pflichten, die von der Gesellschaft bzw. einer Konzernge­

sellschaft ausgegeben werden, in dem Umfang gewährt 

werden, in dem die Inhaber solcher Schuldverschrei­

bungen nach Ausübung des Wandlungs- oder Options­

rechts oder Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflicht 

ein Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft hätten.

gg)	� Der Vorstand wird weiter ermächtigt, die erworbenen 

eigenen Aktien der Gesellschaft mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder 

deren Durchführung eines weiteren Hauptversammlungs­

beschlusses bedarf. Die Ermächtigung zur Einziehung kann 

ganz oder in Teilen ausgeübt werden. Dem Aufsichtsrat 

wird die Befugnis zur Änderung der Fassung der Satzung 

entsprechend der Einziehung der Aktien und der Herab­

setzung des Grundkapital übertragen. Erfolgt die Einzie­

hung von Stückaktien ohne Kapitalherabsetzung, so erhöht 

sich der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß 

§ 8 Abs. 3 AktG. Für diesen Fall ist der Vorstand zudem 

ermächtigt, die Angabe der Zahl der Aktien der Gesell­

schaft in der Satzung anzupassen  (§ 237 Abs. 3 Nr. 3 

AktG).





gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5 in Verbindung mit § 186 
Abs. 4 S. 2 AktG über die Ermächtigung zum Erwerb und zur 
Veräußerung eigener Aktien nebst Ermächtigung zum teilweisen 
Ausschluss des Andienungsrechts beim Erwerb und Ausschluss 
des Bezugsrechts bei Veräußerung erworbener eigener Aktien, 
einschließlich der Ermächtigung zur Einziehung erworbener 
eigener Aktien und Kapitalherabsetzung

Die in der Hauptversammlung vom 27. Mai 2021 unter Tages­

ordnungspunkt 6 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb 

und Verwendung eigener Aktien wurde weitestgehend ausge­

schöpft. Die Ermächtigung war befristet bis zum 26. Mai 2026. 

Sie soll aufgehoben und durch eine neue, ebenfalls fünf Jahre 

laufende Ermächtigung ersetzt werden. Vor diesem Hinter­

grund werden Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversamm­

lung am 26. Mai 2025 vorschlagen, den Vorstand zu ermäch­

tigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats erneut eigene Aktien 

im Umfang von bis zu 10 % des Grundkapitals zu erwerben. 

Nach den Regelungen im Aktiengesetz darf die Ermächtigung 

zum Erwerb eigener Aktien für höchstens fünf Jahre erteilt wer­

den. Der Beschluss sieht für die Ermächtigung die gesetzliche 

Höchstfrist vor.

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft die 

Möglichkeit erhalten, eigene Aktien durch ein öffentliches 

Kaufangebot bzw. durch eine an die Aktionäre der Gesell­

schaft gerichtete öffentliche Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten zu erwerben. Bei dieser Variante kann 

jeder verkaufswillige Aktionär der Gesellschaft entscheiden, 

wie viele Aktien und, bei Festlegung einer Preisspanne, zu 

welchem Preis er diese anbieten möchte. Übersteigt die zum 

festgesetzten Preis angebotene Menge die von der Gesellschaft 

nachgefragte Anzahl an Aktien, so muss eine Zuteilung der 

Annahme der Verkaufsangebote erfolgen. Hierbei soll es mög­

lich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder 

kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 100 Stück Aktien 

vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge 

bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine 

Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwick­

lung zu erleichtern.

Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, die erworbenen 

eigenen Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Aus­

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Dritte gegen Sach­

leistung zu veräußern, insbesondere auch im Zusammenhang 

mit Unternehmenszusammenschlüssen und dem Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen und/oder Beteiligungen an 

Unternehmen. Die Gesellschaft soll so die Möglichkeit erhalten, 

eigene Aktien zur Verfügung zu haben, um diese als Gegen­

leistung beim Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen 

an Unternehmen anbieten zu können. Mit der vorgeschla­

genen Ermächtigung wird der Gesellschaft der notwendige 

Handlungsspielraum verliehen, eigene Aktien gegebenenfalls 

als Akquisitionswährung einsetzen zu können und so auf 

für sie vorteilhafte Angebote zum Erwerb von Unternehmen 

oder von Beteiligungen an Unternehmen flexibel reagieren 

zu können. Bei Sacheinlagen muss der Wert der Sacheinlage 

bei einer Gesamtbeurteilung in Relation zum Wert der aus­

gegebenen Aktien angemessen sein, vgl. § 255 Abs. 2 AktG. 

Diese Grundsätze sind bei der Ausgabe von eigenen Aktien 

durch die Gesellschaft gegen Sachleistungen entsprechend 

anzuwenden. Basis für die Feststellung eines angemessenen 

Gegenwerts für die auszugebenden Aktien ist regelmäßig die 

Bewertung des zu erwerbenden Wirtschaftsguts aufgrund von 

Bericht des Vorstands zu 
Tagesordnungspunkt 6



Marktpreisen oder auf der Grundlage neutraler Wertgutachten, 

beispielsweise von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und/oder 

Investmentbanken. Durch die Anwendung der Grundsätze 

des § 255 Abs. 2 AktG bei der Wiederausgabe von Aktien 

der Gesellschaft gegen Sachleistungen ist sichergestellt, dass 

relevante Vermögensbeeinträchtigungen der Aktionäre nicht zu 

befürchten sind. Sollten sich konkrete Erwerbsmöglichkeiten 

bieten, wird der Vorstand diese sorgfältig im Interesse der 

Gesellschaft prüfen und die ihm erteilte Ermächtigung nur im 

wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft ausnutzen. 

Die Gesellschaft soll auch in der Lage sein, unter den Voraus­

setzungen des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG die erworbenen eigenen 

Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts anders als über die 

Börse oder durch ein Angebot an die Aktionäre gegen Barzah­

lung zu veräußern. Dies versetzt die Gesellschaft einerseits 

in die Lage, sich je nach Börsenverfassung bietende Möglich­

keiten zur Stärkung des Eigenkapitals schnell und flexibel zu 

nutzen, andererseits kann sich die Gesellschaft so auch neue 

Aktionärskreise erschließen. Voraussetzung ist, dass der Ver­

äußerungspreis den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft 

nicht wesentlich im Sinne des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter­

schreitet. Der Vorstand wird einen eventuellen Abschlag vom 

Börsenpreis nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherr­

schenden Marktbedingungen möglichst niedrig bemessen. Der 

auf die zu veräußernden Aktien entfallende anteilige Betrag 

des Grundkapitals darf insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 

übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt der Beschluss­

fassung noch - falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt 

der Ausübung der Ermächtigung. Auf diese Höchstgrenze 

werden Aktien angerechnet, die (i) während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung anderweitig unter Ausschluss des Bezugsrechts 

gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben 

werden oder (ii) die zur Bedienung von während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ent­

sprechend § 186 Abs. 3 S. 4 AktG begebenen Rechten, die 

zum Bezug von Aktien berechtigen oder verpflichten, ausge­

geben werden oder auszugeben sind. Durch die Begrenzung 

der Zahl der zu veräußernden Aktien und die Verpflichtung 

zur Festlegung des Veräußerungspreises der neuen Aktien 

nahe am Börsenkurs werden die Aktionäre vor einer Wertver­

wässerung ihrer Anteile angemessen geschützt. Gleichzeitig 

wird sichergestellt, dass die von der Gesellschaft zu erzie­

lende Gegenleistung angemessen ist. Zwar wurde durch das 

Gesetz zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen 

(„Zukunftsfinanzierungsgesetz“) die gesetzliche Obergrenze für 

den vereinfachten Bezugsrechtsausschluss in § 186 Abs 3 S. 4 

AktG von bisher 10 % auf nunmehr 20 % des Grundkapitals 

angehoben und diese Vorgabe gilt gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 

S. 5 AktG entsprechend auch beim vereinfachten Ausschluss 

des Bezugsrechts auf eigene Aktien, welche die Gesellschaft 

wieder veräußert. Der Beschlussvorschlag von Vorstand und 

Aufsichtsrat schöpft diesen erweiterten gesetzlichen Rahmen 

aber bewusst nicht aus, sondern belässt es bei einem Volumen 

von bis zu 10 % des Grundkapitals.

In der Zukunft kann es sinnvoll sein, dass die Gesellschaft oder 

eine Konzerngesellschaft Schuldverschreibungen mit Wand­

lungs- oder Optionsrechten bzw. -pflichten ausgibt.  In diesem 

Fall soll es möglich sein, die sich daraus ergebenden Rechte 

auf den Bezug von Aktien nicht durch eine Kapitalerhöhung, 

sondern ganz oder teilweise durch eigene Aktien zu bedienen. 

Deshalb wird eine entsprechende Verwendung eigener Aktien 

unter Ausschluss des Bezugsrechts vorgesehen. Durch Verwen­

dung eigener Aktien wird die Verwässerung der Anteile der 

Aktionäre ausgeschlossen. Bei der Entscheidung darüber, ob 

insoweit eigene Aktien verwendet werden, wird der Vorstand 

die Interessen der Gesellschaft und der Aktionäre sorgfältig 

abwägen. Soweit eigene Aktien im Wege des Angebots an alle 

Aktionäre veräußert werden, soll die Möglichkeit bestehen, 

den Inhabern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. -pflichten Aktien der Gesellschaft in dem 

Umfang einzuräumen, in welchem sie nach Ausübung des 

Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. Erfüllung einer Wand­

lungs- oder Optionspflicht solche Bezugsrechte hätten. Der 

darin liegende Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre hat 



den Vorteil, dass der Wandlungs- oder Optionspreis für die 

bereits ausgegebenen Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. zu 

erfüllenden -pflichten nicht gemäß den Anleihebedingungen 

zum Zweck des Verwässerungsschutzes ermäßigt werden muss, 

so dass der Gesellschaft in diesem Fall insgesamt mehr Mittel 

zufließen.

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand 

und Aufsichtsrat die vorstehenden Möglichkeiten zum Bezugs­

rechtsausschluss aus den aufgezeigten Gründen auch unter 

Berücksichtigung des möglichen Verwässerungseffekts zu 

Lasten der Aktionäre für sachlich gerechtfertigt und gegenüber 

den Aktionären für angemessen.

Die Gesellschaft soll eigene Aktien auch ohne einen erneu­

ten Beschluss der Hauptversammlung einziehen können. 

Durch diese Ermächtigung soll dem Vorstand ein Disposi­

tionsspielraum eingeräumt werden, um die längerfristigen 

Ausschüttungsinteressen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre 

sachgerecht wahrzunehmen. Nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 6 AktG 

kann der Vorstand von der Hauptversammlung nicht nur zum 

Erwerb eigener Aktien, sondern auch zu ihrer Einziehung 

ermächtigt werden. Macht der Vorstand von der Einziehungs­

ermächtigung Gebrauch, führt dies zu einer entsprechenden 

Kapitalherabsetzung. In diesem Fall wird dem Aufsichtsrat die 

Befugnis zur Änderung der Fassung der Satzung entsprechend 

der Einziehung der Aktien und der Herabsetzung des Grundka­

pitals übertragen. Alternativ soll der Vorstand auch ermächtigt 

sein, die Einziehung entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG 

ohne Veränderung des Grundkapitals durchzuführen. In 

diesem Fall erhöht sich durch die Einziehung der Anteil der 

übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG. Der 

Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die Anzahl der 

Stückaktien, die sich durch die Einziehung verringert, in der 

Satzung anzupassen. Die Einziehung eigener Aktien kann 

erfahrungsgemäß zu einer Verstetigung bzw. Optimierung des 

Börsenkurses und zu einer Stärkung der Stellung der Gesell­

schaft am Kapitalmarkt führen und deshalb im Interesse der 

Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegen. Der Vorstand wird 

zu gegebener Zeit nach pflichtgemäßem Ermessen entschei­

den, ob von der Einziehungsermächtigung Gebrauch gemacht 

werden soll.

Die Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien sowie zu deren 

Wiederveräußerung bzw. zur Einziehung dieser Aktien kann 

auch in Teilen ausgeübt werden. Sie kann einmal oder mehr­

mals ausgeübt werden, bis der maximale Umfang des Erwerbs 

eigener Aktien nach dem vorgeschlagenen Beschluss erreicht 

ist. Der Vorstand wird von der Ermächtigung zum Erwerb und 

zur Verwendung erworbener eigener Aktien nur Gebrauch 

machen, wenn dies im wohlverstandenen Interesse der Gesell­

schaft und ihrer Aktionäre liegt. Der Vorstand wird in der 

jeweils nächsten Hauptversammlung über die Ausnutzung der 

Ermächtigung berichten.



Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 

des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die 

sich bei der Gesellschaft angemeldet haben. Die Anmeldung 

bedarf der Textform (§ 126b BGB) und muss in deutscher oder 

englischer Sprache erfolgen. Ihre Berechtigung zur Teilnahme 

an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm­

rechts weisen die Aktionäre nach, indem sie der Gesellschaft 

einen in Textform (§ 126b BGB) und in deutscher oder eng­

lischer Sprache durch das depotführende Kredit- oder Finanz­

dienstleistungsinstitut erstellten Nachweis über den Anteilsbe­

sitz vorlegen. Gemäß § 19 Abs. 2 S. 3 der Satzung muss sich 

der Nachweis auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der 

Hauptversammlung, d. h. den 4. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ), 

beziehen.

Die vorgenannte Anmeldung und der vorgenannte 

Nachweis müssen der Gesellschaft unter der folgenden 

Adresse bis zum Ablauf des 19. Mai 2025, 24:00 Uhr 

(MESZ), zugehen:

Scherzer & Co. AG

c/o ITTEB GmbH & Co. KG

Vogelanger 25

86937 Scheuring

Deutschland

oder per E-Mail: scherzer2025@itteb.de

Eintrittskarten für die Hauptversammlung werden den Aktio­

nären übersandt, nachdem sie sich ordnungsgemäß zur Haupt­

versammlung angemeldet und ihren Aktienbesitz nachgewie­

sen haben. Um die Organisation der Hauptversammlung zu 

erleichtern, bitten wir die Aktionäre, die eine Teilnahme an der 

Hauptversammlung beabsichtigen, sich frühzeitig anzumelden.

Aktionäre können ihr Stimmrecht auch durch einen Bevoll­

mächtigten, z. B. durch ein Kreditinstitut oder eine Vereinigung 

von Aktionären, ausüben lassen. Die Erteilung, der Widerruf 

und/oder der Nachweis der Vollmacht gegenüber der Gesell­

schaft bedürfen der Schriftform oder der Textform (§ 126b 

BGB), wenn weder ein Intermediär noch eine Aktionärsverei­

nigung, ein Stimmrechtsberater oder eine andere nach § 135 

AktG gleichgestellte Person oder Institution zur Ausübung des 

Stimmrechts bevollmächtigt wird. Eine Vollmachterteilung, 

deren Widerruf bzw. ein Nachweis der Bevollmächtigung 

gegenüber der Gesellschaft können postalisch oder per E-Mail 

an die oben für die Anmeldung zur Hauptversammlung und 

für den Nachweis des Anteilsbesitzes genannte Anschrift bzw. 

E-Mail-Adresse erfolgen.

Für die Bevollmächtigung eines Intermediärs, einer Aktionärs­

vereinigung, eines Stimmrechtsberaters oder einer nach § 135 

AktG gleichgestellten Person oder Institution gelten besondere 

gesetzliche Bestimmungen, insbesondere § 135 AktG; eine 

solche Vollmachterklärung muss lediglich nachprüfbar festge­

halten werden. In einem derartigen Fall werden die Aktionäre 

gebeten, sich rechtzeitig mit dem zu Bevollmächtigenden 

wegen einer ggf. von ihm geforderten Form der Vollmacht 

abzustimmen.

Auch wenn sich der Aktionär in der Hauptversammlung durch 

einen Bevollmächtigten vertreten lässt, sind nach den vor­

stehenden Bestimmungen die fristgerechte Anmeldung zur 

Hauptversammlung und der rechtzeitige Nachweis des Anteils­

besitzes erforderlich. 

Die Gesellschaft bietet den Aktionären und ihren Bevoll­

mächtigten an, sich durch von der Gesellschaft benannte 

Stimmrechtsvertreter bei der Ausübung des Stimmrechts in der 

Hauptversammlung vertreten zu lassen. Auch in diesem Fall 

ist eine fristgerechte Anmeldung zur Hauptversammlung und 

der rechtzeitige Nachweis des Anteilsbesitzes nach den vorge­

nannten Bestimmungen erforderlich. Die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter werden aufgrund einer ihnen 

erteilten Vollmacht das Stimmrecht nur ausüben, soweit ihnen 

eine Weisung erteilt wurde; sie sind verpflichtet, weisungsge­

mäß abzustimmen.

Teilnahme an der Hauptversammlung
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Vollmacht und Weisungen an die von der Gesellschaft benann­

ten Stimmrechtsvertreter bedürfen der Schriftform oder der 

Textform (§ 126b BGB). Form- und fristgerecht angemeldeten 

und in der Hauptversammlung erschienenen Aktionären und 

Bevollmächtigten bieten wir an, die Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft in der Hauptversammlung mit der Ausübung des 

Stimmrechts zu bevollmächtigen.

Ferner können Vollmachten und Weisungen an die Stimm­

rechtsvertreter der Gesellschaft – Anmeldung und Nach­

weis des Anteilsbesitzes vorausgesetzt – bis spätestens 

24. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs), 

durch Rücksendung des den Aktionären mit der Eintritts­

karte zugesandten Formulars postalisch oder per E-Mail an 

die oben für die Anmeldung zur Hauptversammlung und für 

den Nachweis des Anteilsbesitzes genannte Anschrift, bzw. 

E-Mail-Adresse oder durch Nutzung des Aktionärsportals, 

welches auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.scherzer-ag.de/hauptversammlung

zugänglich ist, gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren 

erteilt werden. Für eine Änderung oder einen Widerruf der 

Vollmachts- und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft 

benannten Stimmrechtsvertreter gelten die vorstehenden 

Verfahren, Übermittlungswege und Frist entsprechend.

Bitte beachten Sie, dass die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter keine Aufträge oder Weisungen zu Wort­

meldungen, zum Einlegen von Widersprüchen gegen Haupt­

versammlungsbeschlüsse oder zum Stellen von Fragen oder 

Anträgen entgegennehmen.

Nach § 126 Abs. 1, § 127 AktG zugänglich zu machende 

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären werden im 

Internet unter

www.scherzer-ag.de/hauptversammlung

veröffentlicht, wenn sie spätestens 14 Tage vor dem Tag 

der Hauptversammlung, d. h. spätestens mit Ablauf des 

11. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ), bei der Scherzer & Co. AG, 

Friesenstraße 50, 50670 Köln, E-Mail: info@scherzer-ag.de

eingegangen sind.

Der Jahresabschluss, der Lagebericht sowie der Bericht des 

Aufsichtsrats können im Internet unter

www.scherzer-ag.de/unternehmensberichte

 abgerufen werden. Die Unterlagen werden überdies in der 

Hauptversammlung zugänglich sein.

Datenschutz: Der Schutz der Daten unserer Aktionäre und 

deren rechtskonforme Verarbeitung haben für uns einen hohen 

Stellenwert. Informationen zur Verarbeitung personenbezo­

gener Daten im Zusammenhang mit der Hauptversammlung 

sind in unseren Datenschutzhinweisen für die Aktionärinnen 

und Aktionäre sowie im Zusammenhang mit der Hauptver­

sammlung der Scherzer & Co. Aktiengesellschaft auf der 

Internetseite der Gesellschaft unter

www.scherzer-ag.de/hauptversammlung

zur Verfügung gestellt. Auf Wunsch senden wir Ihnen die 

Datenschutzhinweise auch in gedruckter Form zu. Bitte richten 

Sie ein derartiges Verlangen an die nachfolgende Adresse:

Scherzer & Co. AG, Friesenstraße 50, 50670 Köln,  

E-Mail: info@scherzer-ag.de

Die Datenschutzhinweise werden auch in der Hauptver­

sammlung zugänglich sein.

Köln, im April 2025

Scherzer & Co. AG

DER VORSTAND
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